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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Wahl und die 
Amtsdauer der Vertrauensmänner der Soldaten 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 174. Sitzung am 29. März 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Entwurf, 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Bundesregierung stimmt diesen Änderungsvorschlägen zu. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck; Bonner Uni^^ersltäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20. Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Wahl und die Amtsdauer der 
Vertrauensmänner der Soldaten 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


§ 1 

Wählergruppen 

Für die Wahl der Vertrauensmänner und 
ihrer beiden Stellvertreter bilden die Mann- 
schaften, die Unteroffiziere und die Offi- 
ziere je eine Wählergruppe. 


§ 2 


Wahlbereiche 


(1) Der Vertrauensmann der Mannschaf- 
ten und der Vertrauensmann der Unteroffi- 
ziere werden für den Bereich einer Einheit, 
einer Schule oder eines Lehrganges, wenn 
dessen voraussichtliche Dauer mindestens 
drei Monate beträgt, in getrennten Wahl- 
gängcn gewählt. 

(2) Der Vertrauensmann der Offiziere 
wird für den Bereich eines Bataillons, eines 
entsprechenden Truppenteiles, eines Stabes 
der übrigen Verbände, einer Schule oder 
eines Lehrganges, wenn dessen voraussicht- 
liche Dauer mindestens drei Monate beträgt, 
gewählt. 

(3) Ein Vertrauensmann wird nur ge- 
wählt, wenn einer Wählergruppe mindestens 
fünf wahlberechtigte Soldaten angehören. 


§ 3 

Wahlberechtigung und Wählbarkeit 

(1) Wahlberechtigt sind alle Soldaten, die 
der Wählergruppe des Bereichs angehören, 
für den der Vertrauensmann zu wählen ist. 


Kommandierte Soldaten sind In dem Bereich 
wahlberechtigt, zu dem sie kommandiert 
sind. 

(2) Wählbar sind die Wahlberechtigten der 
Wählergruppe mit Ausnahme 

1. der Kommandeure, der ständigen stellver- 
tretenden Kommandeure und der Chefs 
der Stäbe, 

2. der Liauptfeldwebel und Inhaber entspre- 
chender Dienststellungen, 

3. derjenigen Soldaten, die im letzten Jahr 
vor dem Tag der Stimmabgabe wegen 
Verletzung ihrer Dienstpflichten mit ge- 
richtlichen oder disziplinären Freiheits- 
strafen von mehr als 14 Tagen oder mit 
einer Laufbahnstrafe bestraft worden sind. 


§ 4 


Bestellung des Wahlvorstandes 


Spätestens einen Monat vor Ablauf der 
Amtszeit des Vertrauensmannes bestellt der 
Einheitsführer (Kommandeur, Lehrgangslei- 
ter) auf Vorschlag des Vertrauensmannes 
drei Wahlberechtigte als Wahlvorstand und 
einen von Ihnen als Vorsitzenden. 


§ 5 


Festsetzung des Wahltermins 

Ort und Zeit der Stimmabgabe setzt der 
Einheitsführer (Kommandeur, Lehrgangslei- 
ter) nach Anhörung des Wahlvorstandes un- 
verzüglich fest. Sie soll vier bis sechs Wochen 
nach Bestellung des Wahlvorstandes statt- 
finden. 
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§ 6 

Bekanntgabe zur Wahl 

(1) Der Wahlvorstand gibt durch Aushang 
oder in sonst geeigneter Weise bekannt: 

1. die Namen seiner Mitglieder, 

2. wo und wann das Wählerverzeichnis zur 
Einsicht ausliegt, 

3. den letzten Tag der Frist für Einsprüche 
gegen das Wählerverzeichnis, 

4. den Tag, bis zu dem Wahlvorschläge ein- 
gereicht werden können, 

5. den Ort, an dem die Bewerberliste zur 
Einsicht ausliegt, 

6. den Ort und die Zeit der Stimmabgabe. 


(2) Bei der Bekanntgabe naui Absatz i ist 
darauf hinzuweisen, 

1. daß nur Soldaten wählen können, die in 
das Wählerverzeichnis eingetragen sind, 

2. daß Einsprüdie gegen das Wählerverzeich- 
nis nur bis zum angegebenen Zeitpunkt 
schriftlich beim Wahlvorstand eingelegt 
werden können, 


3. daß ein Wahl Vorschlag von mindestens 
drei wahlberechtigten Soldaten unterzeicli- 
net sein muß, 

4. daß die schriftliche Zustimmung des Vor- 
gcschlagenen vorliegen muß, 

5. daß jeder Soldat nur einen Wahlvorschlag 
untcrzciclinen darf, 

6. daß nur fristgerecht eingegangene Wahl- 
vorschläge berücksichtigt werden, 

7. daß nur gewählt werden kann, wer in 
einen gültigen Wahlvorschlag aufgenom- 
men worden ist, 

8. daß ein Soldat, der verhindert Ist, seine 
Stimme persönlich abzugeben, die Mög- 
lichkeit der Briefwahl hat. 


§ 7 

Wähler verzei ch ni s 

(1) Der Wahlvorstand stellt das Verzeich- 
nis der Wahlberechtigten seiner Wählcr- 
gruDpe (Wählerverzeichnis) nach den listen- 
mäßigen Unterlagen auf, die ihm der Ein- 
heitsführer (Kommandeur, Lchrgangsleiter) 
zur Verfügung stellt. Das Wählerverzeichnis 
ist bis zum Abschluß der Stimmabgabe auf 
dem laufenden zu halten und zu berichtigen. 


(2) Das Wählerverzeichnis oder eine Ab- 
schrift ist unverzüglich bis zum Abschluß 
der Stimmabgabe an geeigneter Stelle zur 
Einsiclit auszulegen. 

S 8 

Einspruch gegen das Wählerverzeichnis 

(1) Jeder Wahlbereclitigte kann beim 
Wahlvorstand schrlftlidi innerhalb einer 
Woche seit Auslegcn des Wählerverzeichnis- 
ses Einspruch gegen seine Richtigkeit ein- 
legen. 

(2) Über den Einspruch entscheidet der 
Wahlvorstand unverzüglich. Die Entschei- 
dung ist dem Wahlberechtigten, der den 
Einspruch eingelegt hat, unverzüglich, späte- 
stens Jedoch einen Tag vor Beginn der 
Stim.miabgabe mdtzuteilen. Ist der Einspruch 
begründet, so hat der Wahlvorstand das 
Wählcrverzeidinis zu berlditlgen. 

§ 9 

Wahlvorsdilägc 

(1) Zur Wahl des Vertrauensmannes kön- 
nen die Wahlberechtigten innerhalb von 
zwei Wochen nach der Bekanntgabe von Ort 
und Zeit der Stimmabgabe Wahlvorschläge 
machen. Jeder Wahlvorsdilag soll mindestens 
drei Bewerber enthalten und muß von min- 
destens drei Wahlberechtigten unterzeichnet 
sein. Niemand darf mehr als einen Wahlvor- 
schlag unterzeidinen. Dem Wahlvorschlag 
ist die schriftliche Zustimmung der Bewerber 
beizufügen. 

(2) Wahlvorschläge, die nidu die erforder- 
liche Anzahl von gültigen Unterschriften 
aufweisen oder für die keine schriftliche Zu- 
stimmung der Bewerber für die Aufstellung 
zu ihrer Wahl vorliegt, gibt der Wahlvor- 
stand unverzüglich nach Eingang unter An- 
gabe des Grundes mit der Aufforderung zu- 
rück, die Mängel Innerhalb einer Frist von 
drei Tagen zu beseitigen. Ist ein Soldat vor- 
geschlagen worden, der nach § 3 Abs. 2 nicht 
wählbar ist, so sind die Vorschlagenden hier- 
von zu benachriditigen; sie können Inner- 
halb von drei Tagen einen anderen Soldaten 
benennen. 

(3) Verspätete Wahlvorschläge sind zu- 
rückzuweisen. 

§ 10 

Aufstellung der Bewerberliste 

(1) Nach Ablauf der Einreichungsfrist für 
Wahlvorschlägc legt der Wahlvorstand eine 
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Zusammenstellung der vorgeschlagenen Sol- 
daten dem Einheitsführer (Kommandeur, 
Lehrgangsleiter) vor. Dieser äußert sich, ob 
die vorgeschlagenen Soldaten nach § 3 Abs, 2 
Nr. 3 wählbar sind; § 9 Abs. 2 Satz 2 ist an- 
zuwenden. 

(2) Der Wahlvorstand stellt die gültig vor- 
geschlagenen Soldaten in alphabetischer Rei- 
henfolge (Bewerberliste) zusammen und gibt 
sie durch Aushang spätestens fünf Tage vor 
Beginn der Stimmabgabe bis zu deren Ab- 
schluß bekannt. 


§ 11 


Einziger Wahlvorschlag 

Ist nur ein gültiger Wahlvorschlag einge- 
reicht worden, so gelten die darin aufgeführ- 
ten Bewerber in der angegebenen Reihen- 
folge als gewählt; sind mehr als drei Bewer- 
ber darin aufgeführt, .so gelten die ersten drei 
Bewerber als gewählt. 


§ 12 

Stimmabgabe 

(1) Zur Wahl kann jeder Wähler auf dem 
Stimmzettel drei Bewerber bezeichnen. Der 
Wähler gibt seinen Stimmzettel in einem 
Umschlag ab. In dem Stimmzettel sind die 
Bevzerber in der Reihenfolge der Bewerber- 
liste aufzuführen. Die Stimmzettel und Um- 
schläge haben gleiches Aussehen. 

(2) Der Wahlvorstand sorgt dafür, daß die 
Stimmzettel unbeobachtet gekennzeichnet 
und in die Umschläge gesteckt werden kön- 
nen und daß das Wahlgeheimnis gewahrt 
bleibt. 

(3) Zwei Mitglieder des Wahlvorstandes 
müssen während der Zeit, in der die Stim- 
men abgegeben werden können, anwesend 
sein. Die Stimmabgabe ist im Wähler- 
verzeichnis zu vermerken. 


§ 13 

Briefwahl 

(1) Einem Soldaten, der verhindert ist, 
seine Stimme persönlich abzugeben, hat der 
Wahlvorstand auf Verlangen den Stimm- 
zettel, den Wahlumsdilag sowie einen großen 
Freiumschlag, der die Anschrift des Wahlvor- 
standes und als Absender den Namen und die 
Anschrift des Wahlberechtigten trägt, auszu- 
händigen oder zu übersenden. Der Wahlvor- 
stand hat die Aushändigung oder Über- 
sendung im Wählerverzeichnis zu vermerken. 


(2) Der Wähler gibt seine Stimme In der 
Weise ab, daß er den Wahlumschlag, in den 
der Stimmzettel gelegt ist, unter Verwen- 
dung des Freiumschlages so rechtzeitig an den 
Wahlvorstand absendet oder übergibt, daß 
er vor Absdiluß der Stimmabgabe vorliegt. 

,(3) Unmittelbar vor Abschluß der Stimm- 
abgabe entnimmt der Wahlvorstand die 
Wahlumschläge den Briefumschlägen und legt 
sie nadi Vermerk der Stimmabgabe im Wäh- 
lerverzeidinls ungeöffnet in die Wahlurne. 
Verspätet eingehende Briefumschräge hat der 
Wahlvorstand mit einem Vermerk über den 
Zeitpunkt des Eingangs ungeöffnet zu den 
Wahlunterlagen zu nehmen; die Brief- 
umschräge sind einen Monat nach Bekannt- 
gabe des Wahlergebnisses ungeöffnet zu ver- 
nichten, wenn die Wahl nicht angefochten 
wird. 


§ 14 

Bereitstellen der Mittel 

Der Einheitsführer (Kommandeur, Lehr- 
gangsleiter) stellt die sächlidien Mittel für die 
Durchführung der Wahl zur Verfügung. 


§ 15 


Verbot der Wahlbehinderung 


(1) Niemand darf die Wahl behindern, ins- 
besondere darf kein Wahlberechtigter in der 
Ausübung des aktiven oder passiven Wahl- 
rechts beschränkt werden. 


(2) Die Wahl darf nlclit durch Versprechen 
von Vorteilen oder durdi Androhen von 
Nachteilen beeinflußt werden. 


§ 16 

Feststellung des Wahlergebnisses 

(1) Der Wahlvorstand stellt unverzüglich 
nach Abschluß der Stimmabgabe das Wahl- 
ergebnis fest. Er beschließt über die Gültig- 
keit der Stimmzettel. 

(2) Ungültig sind Stimmzettel, In denen 
mehr als drei Soldaten bezeichnet sind oder 
aus denen sich der Wille des Wählers nicht 
zweifelsfrei ergibt. 

(3) Zum Vertrauensmann ist gewählt, wer 
die meisten Stimmen erhalten hat. Zu Stell- 
vertretern sind die beiden Soldaten gewählt, 
die die nächsthöheren Stimmenzahlen er- 
halten haben. Bei Stimmengleichheit entschei- 
det das höhere Lebensalter. 
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§ 17 

Wahlnle der s chrif t 

(1) Über das Wahlergebnis fertigt der 
Wahlvorstand eine Niederschrift, die von sei- 
nen Mitgliedern zu unterzeichnen ist. Sie 
muß enthalten 

1. die Zahl der Wahlberechtigten, 

2. die Zahl der gültigen und die der ungül- 
tigen Stimmen, 

3. die Namen des gewählten Vertrauens- 
mannes und der beiden Stellvertreter. 

(2) Besondere Vorkommnisse bei der 
Wahlhandlung oder der Feststellung des 
Wahlergebnisses sind zu vermerken. 


Bekanntgabe der Gewählten, Aufbewahren 
der Wahlunterlagen 

(1) Der Wahlvorstand gibt die Namen des 
Vertrauensmannes und der beiden Stellver- 
treter unverzüglich durch dreiwöchigen Aus- 
hang bekannt. Dem Einheitsführer (Kom- 
mandeur, Lehrgangsleiter) wird das Ergebnis 
der Wahl schriftlich mitgeteilt. 

(2) Die Wahlunterlagen (Wählerliste, Wahl- 
vorschläge, Bewerberliste, Stimmzettel und 
Niederschrift) werden bis zum Ende der 
Amtszeit des Vertrauensmannes aufbewahrt. 


§ 20 

Dauer des Amtes des Vertrauensmannes 

(1) Die Amtszeit des Vertrauensmannes 
beträgt ein Jahr. Sie beginnt mit dem Tage 
der Wahl oder, wenn zu diesem Zeitpunkt 
noch ein Vertrauensmann im Amt ist, mit 
dem Ablauf seiner Amtszeit. Schließt sich die 
Amtszeit des neuzuwählenden Vertrauens- 
mannes nicht unmittelbar an, so verlängert 
sich die Amtszeit des bisherigen Vertrauens- 
mannes bis zur Neuwahl, jedoch höchstens 
um zwei Monate. In Lehrgängen endet die 
Amtszeit des Vertrauensmannes mit deren 
Ende. 

(2) Das Amt des Vertrauensmannes endet 
vor Ablauf der Amtszeit 

1. durch Niederlegung des Amtes (§ 21), 

2. durch Verlust der Wählbarkeit, 

3. durdt Entscheidung des Truppendienst- 
gerichtes (§ 22). 

§ 21 

Niederlegung des Amtes 

Der Vertrauensmann kann durch schrift- 
liche Erklärung gegenüber dem Einheits- 
führer (Kommandeur, Lehrgangsleiter) sein 
Amt niederlegen. Dieser gibt die Nleder- 
legung des Amtes dienstlich bekannt. 


§ 19 

Anfechtung der Wahl 

(1) Drei Wahlberechtigte oder der Ein- 
heitsführer (Kommandeur, Lehrgangsleiter) 
können die Wahl Innerhalb von sieben Ta- 
gen, vom Tage der Bekanntgabe des Wahl- 
ergebnisses an gerechnet, beim Truppen- 
dienstgericht mit dem Anträge anfechten, 
die Wahl für ungültig zu erklären, wenn 
gegen wesentliche Vorschriften über das 
Wahlrecht, die Wählbarkeit oder das Wahl- 
verfahren verstoßen und eine Berichtigung 
nicht erfolgt ist, es sei denn, daß durch den 
Verstoß das Wahlergebnis nicht verändert 
oder beeinflußt werden konnte. 

(2) Das Truppendienstgericht entscheidet 
unter entsprechender Anwendung der Ver- 
fahrensvorschriften der Wehrbeschwerde- 
ordnung. Auf Antrag kann der Vorsitzende 
den Beginn der Amtszeit des Vertrauens- 
mannes bis zur Entscheidung des Truppen- 
dienstgerichts aussetzen. 


§ 22 


Abberufung des Vertrauensmannes 


(1) Mindestens ein Viertel der Angehörigen 
der Wählergruppe oder der Einheitsführer 
(Kommandeur, Lehrgangsleiter) kann beim 
Truppendienstgericht beantragen, den Ver- 
trauensmann wegen grober Vernachlässigung 
-seiner gesetzlichen Befugnisse oder wegen 
grober Verletzung seiner gesetzlichen Pflich- 
ten abzuberufen. 


(2) Das Truppendienstgericht entscheidet 
unter entsprechender Anwendung der Ver- 
fahrensvorschriften der Wehrbeschwerde- 
ordnung. 


§ 23 

Ruhen des Amtes 

Das Amt des Vertrauensmannes ruht, so- 
lange ihm die Ausübung des Dienstes ver- 
boten oder er vorläufig des Dienstes ent- 
hoben Ist. 



§ 24 

Eintritt des Stellvertreters 

(1) Endet das Amt des VertrauensmanneiS 
vorzeitig (5 20 Abs. 2), so tritt ein Stellver- 
treter ein. Ist kein Stellvertreter vorhanden, 
ist neu zu wählen. 

(2) Ein Stellvertreter tritt auch ein, wenn 
der Vertrauensmann an der Ausübung seines 
Amtes verhindert ist. 

§ 25 

Erstmalige Wahl 

(1) Nach Aufstellung einer Einheit, eines 
Verbandes, eines Stabes oder einer Schule soll 
die erste Wahl spätestens drei Monate nach 


B e g r ü 

A. Allgemeines 

1. Der vorliegende Gesetzentwurf enthält 
die in § 35 Abs. 3 des Soldatengesetzes vor- 
behaltene Regelung der Wahlberechtigung, 
der Wählbarkeit, des Wahlverfahrens, der 
Dauer des Amtes der Vertrauensmänner und 
der vorzeitigen Beendigung ihrer Tätigkeit. 
Das Gesetz betrifft eine Angelegenheit der 
Verteidigung. Für seinen Erlaß ist nach Ar- 
tikel 73 Nr. 1 des Grundgesetzes der Bund 
ausschließlich zuständig. 

2. Der Vertrauensmann soll das Gefüge der 
Bundeswehr, das auf Autorität und Verant- 
wortung, auf Vertrauen und Kameradschaft 
beruht, stärken helfen; § 35 Abs. 2 Satz 1 
des Soldatengesetzes bestimmt, daß er zur 
verantwortungsvollen Zusammenarbeit zwi- 
schen Vorgesetzten und Untergebenen sowie 
zur Erhaltung des kameradschaftlichen Ver- 
trauens innerhalb des Bereiches, für den er 
gewählt ist, beitragen soll. Wenn seine Tätig- 
keit auch vielfach gerade seinen Kameraden 
zugute kommt, so steht er doch im Dienst 
des Ganzen. Der Kreis seiner Pflichten ist 
somit ein Amt. 

3. Der Vertrauensmann bedarf des Ver- 
trauens seiner Kameraden. Aber auch der 
Vorgesetzte soll Vertrauen in ihn setzen 
können. Ein Soldat, der seine Dienstpflichten 
erheblich verletzt hat, eignet sich nicht zum 
Vertrauensmann, § 3 Abs. 2 Nr. 3. 


Beginn der Aufstellung durchgeführt sein, bei 
Lehrgängen spätestens einen Monat nach 
ihrem Beginn. 

(2) Bei bestehenden Einheiten, Verbänden, 
Stäben oder Schulen soll die erste Wahl 
innerhalb von zwei Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes stattfinden. 

§ 26 

Saar-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

S 27 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1 in Kraft. 


n d u n g 

4. Vertrauensmann soll der sein, der das Ver- 
trauen seiner Kameraden besitzt. Seine Wahl 
ist daher eine Mehrheitswahl, die auf die Per- 
son abgestellt ist. Das Wahlverfahren lehnt 
sich an die Vorschriften des Personalvertre- 
tungsgesetzes vom 5. August 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 477) und die dazu ergangene 
Wahlordnung vom 4. November 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 709) an. Die Verantwortung 
für die ordnungsmäßige Durchführung Hegt, 
den militärischen Verhältnissen entsprechend, 
nicht allein bei einem Wahlvorstand, sondern 
auch bei dem Vorgesetzten, §§ 4, 5, 7 Abs. 1, 
§ 14. 

5. Nach 5 35 Abs. 3 Satz 1 des Soldaten- 
gesetzes ist die Wahl geheim und unmittel- 
bar. Das Verfahren ist einfach gestaltet. Das 
soll es ermöglichen, die Wahl leicht in den 
Dienstbetrieb einzufügen und auch dann 
durchzuführen, wenn sich Teile der Truppe 
außerhalb des Standortes befinden. Das Amt 
des Vertrauensmannes soll eine Dauer von 
einem Jahr haben. Im übrigen endet es aus 
den Gründen, wie sie sich im Personalvertre- 
tungsrecht herausgebildet haben. 


B. Einzelbestimmungen 

Zu § 1 

Nach § 35 Abs. 1 Soldatengesetz wählen die 
Mannschaften, Unteroffiziere und Offiziere 
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je emen Vertrauensmann und zwei Stellver- 
treter. Die Vorschrift zieht durch die 'Be- 
stimmung von drei Wählergruppen hieraus 
die wahltechnische Folgerung. 

Zu § 2 

Absatz 1 schreibt als Folge des § 1 zur Klar- 
stellung vor, daß die Vertrauensmänner der 
Unteroffiziere und der Mannschaften in dem 
durch § 35 Abs. 1 Satz 1 Soldatengesetz vor- 
geschriebenen Bereich in getrennten Wahl- 
gängen zu wählen sind. 

Absatz 2 bestimmt als den Verband, für den 
der Vertrauensmann der Offiziere nach § 35 
Abs. 1 Satz 2 Soldatengesetz zu wählen ist, 
den untersten Verband, nämlidi das Batail- 
lon, dem bei der Luftwaffe die Einsatzstaffel 
(fliegender Verband) und bei der Marine der 
Zerstörer, das Minenschiff und das Geschv/a- 
der kleiner Boote sowie die Seenot- und Ar- 
beitsstaffeln entsprechen. 

Absatz 3 macht die Wahl eines Vertrauens- 
mannes von dem Vorhandenseiin von wenig- 
stens fünf Wahlberechtigten abhängig. Das 
entspricht dem Grundgedanken des § 12 
Abs. 1 Personalvertretungsgesetz, § 8 Abs. 1 
Betriebsverfassungsgesetz. 

Zu § 3 

Absatz 1 stellt klar, daß alle Soldaten, die 
entweder als Mannschaften oder als Unter- 
offiziere oder als Offiziere dem Bereich an- 
gehören, für den der Vertrauensmann zu 
wählen Ist, wahlberechtigt sind. Die Rege- 
lung des Wahlrechts hei einer Komman- 
dierung, die der Abordnung eines Beamten 
entspricht, lehnt (sich an den Grundgedanken 
des § 9 Abs. 2 des Personalvertretungs- 
gesetzes an. Aus Gründen der Vereinfachung 
ist nicht bestimmt, daß die Wahlberechtigung 
von der Dauer einer Kommandierung ab- 
hängt. 

Absatz 2 knüpft die Wählbarkeit an die Zu- 
gehörigkeit zur Wählergruppe und stellt, 
dem Sinne des § 35 des Soldatengesetzes ent- 
sprechend, sicher, daß zum Vertrauensmann 
etwa der Mannschaften kein Unteroffizier 
gewählt wird. Die Ausnahme des Komman- 
deurs, seines ständigen Stellvertreters sowie 
des Chefs des Stabes von der Wählbarkeit 
zum Vertrauensmann der Offiziere folgt aus 
der Stellung des Vertrauensmannes, der nach 
§ 35 Abs. 2 des Soldatengesetzes zwischen 
diesen Vorgesetzten und ihren Untergebenen 
seinen Beitrag zur verantwortungsvollen Zu- 
sammenarbeit leisten soll. Entsprechendes 


gilt für den Hauptfeldwebel, der gegenüber 
den Unteroffizieren seiner Einheit eine be- 
sondere Vorgesetztenstellung einnimmt. Die 
Regelung entspricht dem Grundgedanken 
des § 10 Abs. 3 in Verbindung mit 5 8 des 
Personalvertretungsgesetzes. Die Ausnahme 
der Nr. 3 trägt der Anforderung an die Per- 
sönlichkeit des Vertrauensmannes im Hin- 
blick auf seine Aufgabe, zur vertrauens- 
vollen Zusammenarbeit beizutragen, Rech- 
nung: Der Im letzten Jahr wegen Verletzung 
seiner Dienstpflichten erheblich bestrafte 
Soldat ist für diese Aufgabe nicht geeignet. 
Es handelt sich dabei durchweg um Strafen, 
bei deren Verhängung ein Riditer mitwirkt 
oder die nur vom Wehrdienstgericht selbst 
verhängt werden können. 

Zu § 4 

Die Vorschrift regelt die Bestellung des 
Wahlvorstandes. Er wird aus den Reihen der 
jeweiligen Wählergruppe entnommen. Auf- 
gabe des Wahlvorstandes ist es, für einen 
ordnungsmäßigen Ablauf der Wahl zu sor- 
gen. Seine Pflichten im einzelnen ergeben sich 
aus den §§ 5 bis 13, 16 bis 18. In diesen 
Pflichtenkreis werden sie im militärischen 
Bereich durch ihren Vorgesetzten berufen, 
der, wie aus den §§ 5, 7 Abs. 1, § 14 hervor- 
geht, das Seine zu einer ordnungsmäßigen 
Durchführung der Wahl beizutragen hat. Die 
Einrichtung des Vertrauensmannes ist nicht 
allein ein Anliegen der Wählergruppe, son- 
dern im Hinblick auf ihr inneres Gefüge ein 
Anliegen der Bundeswehr selbst. Darum 
trägt der Einheitsführer die Verantwortung 
für alsbaldige Bestellung des Wahlvorstandes. 
Die Auswahl seiner Mitglieder steht ihm 
allerdings nicht frei. Der Vertrauensmann 
hat hierzu das Recht des Vorschlages, von 
dem der Einheitsführer außer aus zwingen- 
den dienstlichen Gründen nicht abweidKen 
darf. Der Fall, daß das Vorschlagsrecht wegen 
Fehlens eines Vertrauensmannes nicht aus- 
geübt werden kann, bedarf keiner ausdrück- 
lichen Regelung. 

Zu § 5 

Die Stimmabgabe muß in den militärischen 
Dienstbetrieb eingegliedert und der Dienst- 
plan auf sie abgestimmt werden. Daher ge- 
hört es zu den Obllegenheken des Einheits- 
führers, Ort und Zeit der Stimmabgabe im 
Benehmen mit dem Wahlvorstand, und zwar 
unverzüglich, festzusetzen. Die Frist, inner- 
halb deren die Wahl stattzufinden hat, ist so 
bemessen, daß der Wahlvorstand Zeit hat, 



seine AAeit zu leisten, insbesondere das 
Wählerverzeidinis aufzustellen, Wahlvor- 
sdilä^e entgegenzunehmen und die Wahl- 
handlung vorzuberciten. Sie gibt aber auch 
Raum, den im Rahmen des Dienstes am 
besten geeigneten Termin während der 
Dienstzeit vorzusehen. 

Zu § 6 

Die Vorschrift lehnt sich an § 1 Abs. 3 und 
5 6 der Wahlordnung zum Personalvertre- 
tungsgesetz (WahlO) an. Sie verpflichtet den 
Wahlvorstand zur 'Bekanntgabe der auf die 
durchzuführende Wahl bezüglichen Daten 
und zu einem Hinweis auf die für die Wahl 
allgemein geltenden wesentlichen Rechtssätze. 
Diese Zweiteilung lenkt in ihrem ersten Teil 
das Augenmerk des Wählers zunächst auf das 
für ihn bei dieser Wahl Besondere und ruft 
im zweiten Teil in dem Hinweis die ihm im 
Unterricht vermittelten Kenntnisse in das 
Gedäditnis zurück. 

Zu § 7 

Die Vorschrift über die Aufstellung des 
Wählerverzeichnisses entspricht dem § 2 
Abs. 2 und 3 WahlO. Die hier konkret an- 
gesprochene Verpflichtung des Einheits- 
führers, listenmäßige Unterlagen zur Ver- 
fügung zu stellen, entspridit dem in 5 i 
Abs. 2 WahlO niedergelegten Rechtssatz. 

Zu § 8 

Die Regelung, die die Einsprüche gegen das 
Wählerverzeichnis betrifft, entspricht dem 
§ 3 WahlO, vgl. auch 5 4 der Ersten P.echts- 
verordnung zur Durchführung des Betriebs- 
verfassungsgesetzes vom 18. März 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 58). 

Zu § 9 

Die Vorschrift trifft Bestimmungen über das 
Einreichen der Wahlvorschläge und ihre Be- 
handlung durch den Wahlvorstand. ^ 35 
Abs. 1 des Soldatengesetzes schreibt die Wahl 
eines Vertrauenismannes und zweier Stell- 
vertreter vor. Dem trägt die Sollvorschrift 
Redinung, mindestens drei Bewerber zu be- 
nennen. Das Erfordernis von nur drei Unter- 
schriften unter einem Wahlvorschlag nimmt 
auf die zum Teil zahlenmäßig kleinen Wäh- 
lergruppen Rücksidit und macht eine sonst 
kaum vermeidbare Wahlwerbung im Kame- 
radenkreise überflüssig. Zulässig ist es, da es 
sich um die Wahl von Einzelpersonen han- 


delt, daß ein Soldat mehrfach vorgeschlagen 
wird. Unzulässig dagegen ist, entsprechend 
dem § 9 Abs. 3 WahlO, die Unterzeichnung 
weiterer Wahlvorschläge durch denselben 
Wahlberechtigten, wenn er bereits einen 
Wahlvorschlag unterschrieben hat. Das Er- 
fordernis der Zustimmung des Bewerbers zu 
seiner Benennung entspricht dem § 9 Abs. 2 
WahlO. Die Behandlung fehlerhafter Wahl- 
vorschläge lehnt sich an § fO Abs. 2 und 5 
WahlO an. Die Regelung trifft Vorsorge, 
daß Mängel möglichst geheilt werden 
können. 

Zu § 10 

Die Vorsdirift sieht vor der endgültigen Auf- 
stellung der Bewerberliste eine Beteiligung 
des Einheitsführers (Kommandeurs, Lehr- 
gangsleiters) vor. Das ist deshalb unumgäng- 
lich, weil unter Umständen, z. B. bei Neu- 
zugängen, nur ihm eine Bestrafung des Be- 
werbers bekannt ist, die dessen Wählbarkeit 
aussdiließt. Auch hier wird den Vorsdilagen- 
den die Möglichkeit eröffnet, einen anderen 
Bewerber vorzuschlagen. 

Die Bekanntgabe der Bewerberliste entspricht 
der Regelung in § 13 WahlO. 

Zu § 11 

Die Vorschrift macht in den Fällen, in denen 
sich die Wählergruppe über die Person des 
Vertrauensmannes einig ist, oder in denen 
aus sonstigen Gründen — etwa aus mangeln- 
dem Interesse — nur ein einziger Wahlvor- 
schlag eingereicht wird, die Durchführung 
der Wahl entbehrlich. 

Zu § 12 

Die Vorschrift führt die Bestimmung des 
§ 35 Abs. 3 Satz 1 Soldatengesetz aus. Danach 
ist die Wahl geheim und unmittelbar. Sie 
regelt die Wahlhandlung in Anlehnupg an 
§ 16 WahlO. Sie gewährt jedem Wahlberech- 
tigten drei Stimmen, die er aber nidit auf 
einen Kandidaten vereinigen kann, sondern 
die er drei Bewerbern gibt. Das entspricht 
der Zahl der zu wählenden Personen und 
stellt sicher, daß sich der Wille der Mehrheit 
in bezug auf die Person des Vertrauens- 
mannes und seiner Stellvertreter auswirkt. 
Sie findet ihre Ergänzung in § 16. 

Zu § 13 

Die Vorschrift über die Briefwahl entspricht 
dem § 17 WahlO. 
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Zu § 14 

Die Vorschrift verpflichtet den Einheits- 
führer, die ‘sächlichen Mittel für die Durch- 
führung der Wahl zur Verfügung zu stellen, 
insbesondere Arbeits- und Wahlräume be- 
reit zu halten, die Wahlurne zu beschaffen 
und dgl. Daneben bedarf es einer besonderen 
Vorschrift, wie etwa in § 21 Abs. 2 des Per- 
sonalvertretungsgesetzes, über die Kosten- 
last nicht mehr. 

Zu § 15 

Die Vorsdirift, die eine Behinderung und 
unbefugte Beeinflussung der Wahl vei^bietet, 
entspricht dem Grundgedanken des § 21 des 
Personalvertretungsgesetzes und des § 9 des 
Betriebsverfassungsgesetzes. 

Zu § 16 

Die Vorsdirift verpflichtet den Wahlvor- 
stand, unverzüglich nach Abschluß der 
Stimmabgabe das Wahlergebnis festzustellen. 
Insoweit entspricht sie dem § 21 Abs. 1 
WahlO. Sie bestimmt zugleich, was als un- 
gültiger Stimmzettel anzusehen ist. 

Bei der Wahl des Vertrauensmannes und 
seiner beiden Stellvertreter handelt es sich 
um die Wahl einzelner Persönlichkeiten. Des- 
halb bringt die Vorschrift den Grundsatz 
der Mehrheitswahl zur Geltung. Durch das 
dreifache Stimmrecht jedes Wählers, § 12, 
wird erreicht, daß derjenige zum Vertrauens- 
mann gewählt wird, der die breiteste Ver- 
trauensbasis im Kameradenkreise hat, mag 
auch der einzelne Wähler den Gewählten sich 
zunächst nur als Stellvertreter vorgestellt 
haben. 

Zu § 17 

Die Vorschrift über die Wahlniederschrift 
lehnt sich an ^ 21 WahlO an, vereinfacht sie 
aber, was dem einfacheren Wahlgang und 
dem verhältnismäßig kleinen Wahlkörper 
entsDridit. 

Zu ^ 18 

Mit der Bekanntgabe der Gewählten und der 
schriftlichen Mitteilung des Wahlergebnisses 
an den Einheitsführer (Kommandeur, Lehr- 
gangsleiter) schließt die Tätigkeit des Wahl- 
vorstandes ab. 

Die Vorschrift über die Aufhebung der 
Wahlunterlagen lehnt sich an § 24 WahlO 


an, berücksichtigt aber zugleich, daß im mili- 
tärischen Bereidh, insbesondere bei Lehr- 
gängen, gelegentlidhi das Amt des Vertrauens- 
mannes endet, ohne daß eine weitere Wahl 
notwendig wird. 


Zu § 19 

Die Anfechtung der Wahl entspricht dem 
§ 22 des Personalvertretungsgesetzes, 5 18 
des Betriebsverfassungsgesetzes. Für das Ver- 
fahren bietet sich das Verfahren der Wehr- 
beschwerdeordnung vom 19. Dezember 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 1066) und der Rechts- 
weg zum Truppendienstgericht an. 

In Erweiterung des Rechtsgedankens, der 
nach § 17 Abs. 6 Satz 2 der Wehrbeschwerde- 
ordnung in dringenden Fällen dem Vorsit- 
zenden gestattet, einem Antrag auf Entschei- 
dung des Truppendienstgerichtes Im Be- 
schwerdeverfahren aufschiebende Wirkung 
zu verleihen, wird hier die Möglichkeit ge- 
schaffen, den Amtsbeginn hinauszuschieben, 
wenn gegen die Wahl des Vertrauensmannes 
allem Anschein nadi begründete Einwendun- 
gen erhoben werden. Die Eröffnung eines 
solchen prozessualen Weges unter Einschal- 
tung eines Richters ist für die krassen Fälle 
erforderlich, in denen gegen das Zustande- 
kommen der Wahl des Vertrauensmannes 
berechtigtes Mißtrauen besteht. Die Ent- 
scheidung des Richters schließt es aus, daß ein 
auf zweifelhafte Weise Gewählter das Amt 
des Vertrauensmannes ausübt. 


Zu § 20 

Die Vorschrift trifft Bestimmungen über die 
Dauer der Amtszeit und zählt die Fälle der 
vorzeitigen Beendigung des Amtes des Ver- 
trauensmannes auf. Eine längere Amtsdauer 
als ein Jahr ist mit Rücksicht auf den -durch 
Beförderungen, Versetzungen und Ausschei- 
den sidi ändernden Personalbestand untun- 
lich. Die Amtsdauer entspricht zudem der 
Länge des vollen Grundwehrdienstes. Soweit 
ein Vertrauensmann infolge Beendigung sei- 
nes Grundwehrdienstes vorzeitig ausscheidet, 
regelt sich die Wahrnehmung des Amtes nach 
den Vorschriften über die Stellvertretung, 
falls einer seiner Stellvertreter länger dient. 
Sonst muß Neuwahl stattfinden, § 24 Abs. 1. 
Die Gründe für die vorzeitige Beendigung 
des Amtes entsprechen der Regelung in § 27 
Buchstaben b bis f des Personalvertretungs- 
gesetzes. 
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Zu § 21 

Die Vorschrift bestimmt für die Nieder- 
legung des Amtes die Schriftform. Damit wird 
eine vorschnelle Entscheidung des Vertrauens- 
mannes weitgehend gehiindert. Ihr Zugang 
beim Einheitsführer (Kommandeur, Lehr- 
gangsleiter) gewährt Rechtssicherheit über 
die Zeit, zu der die Erklärung wirksam und 
damit auch unwiderruflich wird. Die dienst- 
liche Bekanntgabe, zu der der Einheitsführer 
verpflichtet wird, stellt für »die Angehörigen 
der Wählergruppe klar, daß nunmehr ein 
Stellvertreter in das Amt einrückt. 

Zu § 22 

Die Vorschrift über die Abberufung des Ver- 
trauensmannes durch -gerichtliche Entschei- 
dung entspricht dem § 26 des Personalvertre- 
tungsgesetzes und dem § 23 des Betriebsver- 
fassungsgesetzes. Die Zuständigkeit des Trup- 
pendienstgerichtes sowie die Bestimmung 
über dessen Verfahren entsprechen der Rege- 
lung in § 19. 

Zu § 23 

Die Vorschrift über das Ruhen des Amtes 
bei Verbot der Ausübung des Dienstes und 
bei vorräufiger Dienstenthebung entspricht 
dem § 28 des Personalvertretungsgesetzes. 

Zu § 24 

Die Vorschrift nennt zwei Fälle des Eintritts 
eines Stellvertreters, nämlich die vorzeitige 


Beendigung des Amtes und die Verhinde- 
rung. Die Reihenfolge, in der die Stellver- 
treter eintreten, ergibt sich aus § 16 Abs, 3 
Satz 2 und 3, § 11. Um zu verhindern, daß 
eine Wählergruppe ohne Vertrauensmann 
bleibt, findet die Neuwahl statt, sobald kein 
Stellvertreter mehr vorhanden ist, der ein- 
treten könnte. Dies löst die Verpflichtung 
des Einheitsführers (Kommandeurs, Lehr- 
gangs lei ters) aus, den Wahlvorstand zu be- 
stellen. 

Zu § 25 

Die Vorschrift (gibt Anweisungen für die 
Wahl bei Neuaufstellungen. Da sich diese 
schrittweise vollziehen, gewährt sie eine Frist 
von -drei Monaten. Bei Lehrgängen hingegen 
muß die Wahl stark beschleunigt werden, da- 
mit der gewählte Vertrauensmann so schnell 
wie möglich tätig werden kann. Die Über- 
ganigsvorschrift in Absatz 2 stellt sicher, daß 
alsbald nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
mit den Vorbereitungen zu den Wahlen der 
Vertrauensmänner begonnen wird. 

Zu ^ 26 

Die Vorschrift enthält die Saar-Klausel. 

Zu S 27 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten, das 
im Hinblick auf § 25 Abs. 2 nicht schon für 
den Tag nach der Verkündung angeordnet 
werden sollte. 
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Anlage 2 


Stellungnahme 

1. Zu § 4 

Fol^nder Satz 2 ist anzufügen: 

„Von diesem Vorschlag darf er nur aus 
zwingenden dienstlichen Gründen aWei- 
chen.“ 

Begründung 

Klarstellung. 

2. Zu § 8 

In Absatz 2 Satz 2 ist zwisdien die Worte 
„Stimmabgabe" und „mitzuteilen" das Wort 
„schriftlich" einzufügen. 

Begründung 

Dem schriftlichen Einspruch des Absatzes 1 
soll auch ein schriftlicher Bescheid ent- 
sprechen. 

3. Zu § 9 

In Absatz 1 Satz 2 sind die Worte „minde- 
stens drei Bewerber" durch die Worte „nicht 
mehr als drei Bewerber" zu ersetzen. 

Begründung 

Es handelt sich um die Wahl des Vertrauens- 
mannes und der beiden Stellvertreter, zu der 
bereits von drei Wahlberechtigten ein Vor- 
schlag gemacht werden kann. Deshalb ist die 
Benennung von drei Bewerbern ausreichend. 
Es ist angezeigt, die Aufstellung in § 11 
zweiter Halhsatz auf Ausnahmefälle zu be- 
schränken; dies wird erreicht, wenn die 
Wahlvorschläge im allgemeinen nicht mehr 
als drei Bewerber enthalten. 

4. Zu § 11 

Der letzte Halbsatz ist zu streichen. 
Begründung 

Anpassung an die Änderung zu § 9 Abs. 1. 


des Bundesrates 

5. Zu § 12 

Dem Absatz 1 ist folgender Absatz 01 vor- 
anzusetzen: 

„(01) Wählen kann nur, wer in das Wäh- 
lerverzeichnis eingetragen ist.“ 

ß e g r ü n >d u n g 

Dem Regierungsentwurf fehlt eine positive 
Bestimmung, die die Regelung »in § 6 Abs. 2 
Nr. 1 trägt. 

6. Zu § 16 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ungültig sind Stimmzettel, in 
denen mehr als drei Soldaten bezeichnet 
sind, aus denen sich der Wille des Wäh- 
lers nicht zweifelsfrei ergibt oder die ein 
besonderes Merkmal, einen Zusatz oder 
einen Vorbehalt enthalten." 

Begründung 

Anpassung an § 15 Abs. 4 der Wahlord- 
nung zum Personalvertretungsgesetz. 

b) In Absatz 3 Satz 2 ist das Wort „nächst- 
höheren" durch das Wort „nächstniede- 
ren" zu ersetzen. 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 

7. Zu § 19 

a) In Absatz 1 sind die Worte „innerhalb 
von sieben Tagen" durch die Worte 
„innerhalb von vierzehn Tagen" zu er- 
setzen. 

Begründung 

Es besteht kein Anlaß, von der Rege- 
lung des Personalvertretungsgesetzes ab- 
zuweichen, zumal mehr als bei Verwal- 
tungsbehörden und Gerichten Anlaß be- 
steht, daß einzelne oder eine Gruppe von 
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)Soldaten längere Zeit als sieben Ta^ge von 
der Truppe getrennt sind und ihr Anlie- 
(gen nicht riditig wahrnehmen können. 

b) In Absatz 2 ist hinter Satz 1 folgender 
Satz einzufügen; 

„Die Auswahl der militärischen Beisitzer 
des Gerichts bestimmt sich nach dem 
Dienstgrad des Vertrauensmannes.“ 

Begründung 

Klarstellurig, um zu vermeiden, daß bei 
Beschwerde des Einheitsführers in einem 
Wahlverfahren für Mannschaften oder 
Unteroffiziere nur Offiziere dem Gericht 
angehören. 

8. Zu § 20 

An Absatz 2 Nr. 2 ist folgender Halbsatz an- 
zufügen: 

„ . . . jedoch nicht bei einer Kommandie- 
rung von weniger als drei Monaten,“. 

Begründung 

Es soll vermieden werden, daß der Ver- 
trauensmann durch eine kurze Kommandie- 
rung sein Amt kraft Gesetzes verliert. 


9. Zu § 24 

Tn Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „ein Stell- 
vertreter“ durch die Worte „der nächste 
Stellvertreter“ zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung. 

10. Zu § 24 a 

Hinter § 24 ist folgender neuer § 24 a ein- 
zufügen: 

4 24 a 

Schutz des Vertrauensmannes 

Der Vertrauensmann darf in der Aus- 
übung seiner Befugnisse nicht behindert und 
wegen seiner Tätigkeit nicht benachteiligt 
oder begünstigt werden.“ 

Begründung 

Die vorgeschlagene Bestimmung soll dem 
Vertrauensmann, der sich unridbtiig behan- 
delt fühlt, eine Rechtsgrundlage für eine Be- 
schwerde geben, die letztlich zum Truppen- 
dienstgericht führt. 
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